
 
1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Nr. 3/ 2020 (Nr. 77) – November 2020 
Redaktionsschluss: 31. 10. 2020 



 
2 

 

Inhalt 

 

 

1. Anti-Corona-Maßnahmen im November           3 

2. Vorwort                            4  

3. Bekämpfung von Covid-19: EU-Rat billigt erweiterten Haushalt      5 

4. Aus dem Europarat                                  6 

5. Corona, Solidarität und der Staat         7 

6. Zum Buch von Lola Randl: „Die Krone der Schöpfung“                      8 

7. Zur Weltfriedenstag-Veranstaltung in Neubrandenburg                 9 

8. Landesseminar – „Deutsche Ratspräsidentschaft – Ergebnisse und    10 

Aussichten“ – 30 Jahre Europa-Union MV 

9. Hegel, Freiheit, Europa und wir Europafreunde heute                  13 

10.  Kann man aus historischen Katastrophen etwas für die Gegenwart  14 

 lernen? 

11.  Zur Notwendigkeit einer gemeinsamen europäischen Migrations-    15 

 Politik 

12.  BREXIT – und wie weiter? Der Verhandlungsweg im Überblick      16 

13.  Ein Buch von 2026 mit neuer Aktualität                                               17 

14.  Deutsch-Polnische Gesellschaft in MV – ein Seminar                      18 

15.  Und noch einmal zu Polen: Lech Walęnsa zum 40. Jahrestag der   19 

 „Solidarność“ 

16.  Informationen aus der bildungspolitischen Vereinstätigkeit              20                   

- Aus der Sitzung des Landesvorstandes                                                 20 

- Offener Brief des LV an das Europäische Parlament                21 

- Positionspapier der EUD-MV zur 8. Landtagswahl 2021                  22                                                          

17.  Zur Diskussion zu „Nord Stream 2“                                                     24 

18.  Neue Rechte – Rassismus – Diskursverschiebungen – Gewalt          30 

 Stellungnahme der Landeszentralen für politische Bildung 

19.  „Brief an meinen Bruder“ - von der Schriftstellerin Uta Ruge          32 

20.  Neuer Kreisvorstand MSE gewählt                              33 

21.  Ein Brief an die Geschäftsstelle                               34 

22.  Und noch eine Meldung aus der EBD zum Redaktionsschluss.          35 

 

 



 
3 

 

_____________________________________________ 
 

Bund und Länder stellten für ganz Deutschland 
am 28. 10. 2020 

eine „historische Herausforderung“ fest, die einer 
„akuten nationalen Notlage“ nahekommt, 

und beschlossen strenge Anti-Corona-Maßnahmen, 
die ab 02. 11. 2020 in Kraft treten. 

 
Der Deutsche Bundestag bestätigte das Vorgehen am 

29. 10. 2020! 
Ebenso handelte der Landtag von MV! 

 

_____________________________________________ 
 

 

Dazu die Mitteilung des Landesamtes für Gesundheit und Soziales des Landes 

Mecklenburg – Vorpommern vom 2.11.2020 an den Bildungsring „Europa MV“: 

 

„Veranstaltungen der allgemeinen und/ oder politischen Weiterbildung dürfen ab dem 

02.11.2020 bis zum 30.11.2020 nach § 2 Absatz 8 Corona-Landesverordnung 

Mecklenburg-Vorpommern (Corona-LVO M-V) vom 31. Oktober 2020 in Innenräumen 

nicht stattfinden.“ 

 

Das heißt, sämtliche angekündigten Veranstaltungen innerhalb dieses Zeitraumes werden 

auf spätere Termine verschoben. Wir werden weiter darüber aktuell informieren. Bitte 

verfolgen Sie unsere aktuellen Meldungen auf der Homepage. www.europa-union-mv.de 

oder in den sozialen Medien. 

 

_____________________________________________  

http://www.europa-union-mv.de/
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Vorwort 

Liebe Europafreunde! 

Mit dieser Ausgabe der „Informationen“ setzen wir unser Bemühen 
fort, mit den Mitgliedern und Interessenten unseres Landesverbandes 
in den andauernden Krisenzeiten einen möglichst engen Kontakt zu 
halten. Mit dem Übergang zum zweimonatigen Erscheinen schaffen wir 
dafür erweiterte Voraussetzungen. Uns geht es vor allen Dingen um 
konkrete inhaltliche Informationen und Anregungen. Gerade in 
schwierigen Zeiten gewinnen Fakten und Argumente zur politischen 
Bildung an Bedeutung, so wie es die Landeszentralen der politischen 
Bildung in ihrer Stellungnahme betont haben, die wir auszugsweise auf 
den S. 29 f. veröffentlichen. Wir stellen mit Sorge fest, dass die 
vorhandenen Widersprüche, die unterschiedlichen Auffassungen über 
Europäische Wertefragen und die problematischen Betrachtungen zum 
Verhältnis des nationalen zum europäischen Denken und Handeln in 
den Mitgliedsländern der EU dazu führen können, die europäische 
Politik zu verwässern und so die EU insgesamt zu schwächen. Der 
deutschen Ratspräsidentschaft wird es schwerfallen, in der ihr noch 
verbliebenen Zeit einen spürbaren Anstoß für die angestrebte 
europäische Zukunftskonferenz zu geben. Hinzu kommt, dass 
angesichts der zweiten Welle der Corona-Pandemie mit ihren Folgen 
für alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens sowohl die Möglichkeit 
als auch die Bereitschaft für eine konstruktive Problemdiskussion 
eingeengt werden. Wir spüren solche Auswirkungen auch in unserem 
Landesverband. Veranstaltungen können nicht mehr wie geplant statt-
finden. Besorgte Mitbürger isolieren sich zunehmend. Die von uns 
gewünschte Mitwirkung unserer Mitglieder an den noch möglichen 
Aktivitäten wird dadurch eingeschränkt. Wir rufen daher zu möglichst 
vielen Meinungsäußerungen zu wichtigen europäischen Fragen auf, um 
miteinander im Gespräch zu bleiben. Die „Informationen“ bieten dafür 
ein Forum, das wir verstärkt nutzen können, gerade in der Zeit der 
zweiten Welle der Pandemie. Wirken Sie mit! 

Mit europäischen Grüßen Ihr Joachim Gasiecki 
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Bekämpfung von COVID-19: Rat billigt Aufstockung 
des Haushalts für 2020 um 6,2 Milliarden € 

Der Rat hat vereinbart, den EU-Haushalt für 2020 um 6,2 Milliarden € 

aufzustocken, um die Auswirkungen der COVID-19-Krise zu bewältigen und 

unter anderem die Impfstrategie zu finanzieren. Der Rat nahm den Entwurf des 

Berichtigungshaushaltsplans Nr. 8 für 2020 im Wege des schriftlichen 

Verfahrens an. 

Mit dem geänderten Haushaltsplan werden die Zahlungen für das 

Soforthilfeinstrument (ESI) um 1,09 Milliarden € aufgestockt, um die 

Entwicklung und den Einsatz eines COVID-19-Impfstoffs sicherzustellen. Die 

Europäische Kommission wird diesen Betrag als Anzahlung für die 

Vorbestellung von Impfstoffdosen verwenden. 

Im Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 8 werden auch die Mittel für 

Zahlungen für die Investitionsinitiative zur Bewältigung der Coronavirus-Krise 

(CRII) und die Investitionsinitiative zur Bewältigung der Corona-Krise Plus 

(CRII+) um 5,1 Milliarden € erhöht. Dieser Betrag wird verwendet, um den bis 

Ende des Jahres prognostizierten zusätzlichen Bedarf an Kohäsionsmitteln zu 

decken. Im Rahmen der CRII werden nicht ausgegebene Mittel aus dem EU-

Haushalt umgeschichtet, um die COVID-19-Krise zu bewältigen, während mit 

CRII+ die Regeln für Kohäsionsausgaben gelockert werden, um die Flexibilität 

zu erhöhen. 

Brüssel, 11. 09. 2020 

 

Nach einer EU-Umfrage ist eine deutliche Mehrheit (im Durchschnitt 77 %) der 

EU-Bürger der Ansicht, die EU solle Gelder künftig nur an Mitgliedstaaten aus-

zahlen, wenn diese rechtsstaatliche und demokratische Standards einhalten. 

Selbst in evtl. betroffenen EU-Staaten wie Ungarn und Polen unterstützen fast 

drei Viertel der Befragten diese Verknüpfung, lediglich in der Tschechischen 

Re-publik taten dies nur 59 %. 

Parlament und Europäischer Rat haben sich darauf verständigt, nach einem 

Kompromiss zu suchen, der auch den unterschiedlichen Vorstellungen gerecht 

wird. Für die Auszahlungen von Mitteln und die Haushaltsplanbestätigungen 

sind dringend baldige Lösungen erforderlich!  
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Aus dem Europarat 

 

 

 

Anlässlich des 70. Jahrestags der Zeichnung der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der 2020 begangen 
wird, haben die führenden Vertreter/innen des 47 Mitgliedsstaaten 
umfassenden Europarates folgende Erklärung veröffentlicht: 

Die Europäische Menschenrechtskonvention entstand in einer Zeit, die 
von den schrecklichen Zerstörungen durch den Zweiten Weltkrieg 
geprägt war. Sie verdeutlicht die Entschlossenheit der europäischen 
Politik, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen und zum Schutz 
der Menschen vor staatlichem Machtmissbrauch beizutragen. Friede und 
Stabilität sind nur durch die Konsolidierung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit erreichbar. 

Beeinflusst wurde die Menschenrechtskonvention von der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte. Die Konvention ist ein einzigartiger, 
völkerrechtlich bindender Vertrag, der von einem unabhängigen 
internationalen Gerichtshof überwacht wird und die Grundrechte und -
freiheiten des Menschen garantiert. 

Am 4. November 1950 wurde sie von 12 Ländern gezeichnet, heute 
schützt die Konvention über 830 Millionen Menschen in 47 europäischen 
Staaten. 

Am 01. 11. 2020 bis Mai 2021 übernimmt Deutschland den Vorsitz im 
Ministerkomitee des Europarates. 
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Corona, Solidarität und der Staat 

Aus einem Gespräch der Bundeszentrale für politische Bildung mit 

dem Soziologen Prof. Dr. Heinz Bude, Universität Kassel 

 

„Wir haben eine Neubegründung von Solidarität in der Gesellschaft erlebt, und 

zwar nicht eine Kampfsolidarität wie in den Hochphasen der 

Arbeiterbewegung, sondern eine aus der Verwundbarkeit heraus begründete. 

Die Leute haben erkannt, dass sie sich nur selbst schützen können, wenn sie 

sich auf andere verlassen können. … Die Zukunft, in die wir jetzt blicken, ist 

hingegen keine Zukunft, die uns etwas verspricht, sondern eine Zukunft, die 

uns bedroht. … Das sind Dinge, die die Gesellschaft in einen absolut nervösen 

Zustand versetzt haben. Es kulminieren gesellschaftliche Entwicklungen in der 

Pandemie-Situation, die noch viel einschneidender sind als die Pandemie 

selbst, was die Lebenschancen der Einzelnen betrifft. Die große politische Frage 

ist, wie darauf reagiert werden kann. … 

[So] entsteht die politische Aufgabe, einen Staat zu entwickeln, vor dem man 

sich nicht fürchten muss. Denn es gibt gleichzeitig viele, die besorgt sind über 

das neue Staatsbewusstsein und sich fragen, ob die Krise nicht ein Versuch ist, 

dem Staat eine neue Autoritätsposition zu verschaffen. … [Ein wichtiger Punkt 

ist], die Idee der liberalen Demokratie deutlich zu machen. Es gibt im 

Grundgesetzt liberale Rechte, die auch durch Mehrheitsbildungen des Volkes 

nicht zur Disposition gestellt werden können. Die Idee, dass das Volk das letzte 

Wort hat, ist nicht die Idee einer liberalen Demokratie. … 

Ein Ergebnis von Corona wird somit eine Neubestimmung staatlichen Handelns 

sein, auch unter ökonomischen Gesichtspunkten. Der Staat wird nicht mehr als 

der schwache Staat angesehen, der möglichst wenig in die Wirtschaft und 

Zivilgesellschaft eingreift, sondern wir werden einen stärkeren Staat sehen mit 

allen Problemen, die das mit sich bringt. … 

Die augenblickliche Situation stellt für die politische Bildung eine wirkliche 

Herausforderung dar, weil wir uns in einer Phase sozialstruktureller, ökonomi-

scher, aber auch affektueller Transformation befinden. …“ 

 

(Entnommen aus: „magazin #18“. - Hrsg. von der Bundeszentrale für politische 

Bildung, Oktober 2020, S. 6 ff.) 
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KLAPPENTEXT 

Noch immer lebt Lola Randl im Großen Garten, weit weg vom Gewimmel der 

Großstadt. Hier glaubt sie, den Neurosen der Städter entkommen zu können. 

Als sich im Frühjahr 2020 ein neues Virus mit kronenartigen Zacken über den 

gesamten Erdball ausbreitet, stellt sich jedoch schnell die Frage, wie 

abgeschieden man hier draußen wirklich ist. Die Erzählerin wird von Fieber 

und Husten heimgesucht und ist sich sicher: Sie hat das Virus längst. Es dauert 

nicht mehr lange und die gesamte Welt scheint aus den Fugen zu geraten. 

Niemand weiß wirklich, wie am besten zu verfahren ist. 

Täglich machen neue Schreckensnachrichten die Runde, während sich eine 

völlig ungekannte Angst ausbreitet. Alle sollen Abstand zueinander halten, 

möglichst nicht mehr vor die Tür gehen. Aber gilt das auch hier in der Einöde? 

Und überhaupt: Wie sagt sie den anderen im Dorf, dass sie eine Gruppe 

Städter eingeladen hat? So sehr sie auch versucht, die Situation möglichst 

rational zu erfassen: Nichts wird bleiben, wie es ist. 
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Weltfriedenstag-Veranstaltung in Neubrandenburg 

Am 01. 09. 2020 fanden sich rund 100 Menschen auf dem Marktplatz 

in Neubrandenburg ein, aufgerufen zu einer Podiumsdiskussion 

durch das „Friedensforum Neubrandenburg“. Das Motto lautete: 

„Zukunft braucht Frieden“. 

Auch die Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern hat sich daran 

beteiligt. Der Landesvorsitzende Jürgen Lippold war als Podiumsgast 

mit auf der Tribüne und betonte in seinen Statements den Fakt, dass 

die Europäische Union als Friedensprojekt von ihrer Gründung nach 

dem Zweiten Weltkrieg bis heute eine wichtige Rolle spielt. Unser 

Vize-vorsitzende des Landesverbandes Pastor i. R. Fritz Rabe 

moderierte genau in diesem Sinne die Veranstaltung. Im Bericht über 

dieses Forum im „Nordkurier“ existierte die Europa-Union MV aber 

nicht! 

Als Auftakt und einen guten Rahmen setzend trat in 45 Minuten der 

Liedermacher Tino Eisbrenner auf, außerordentlich engagiert, mit 

klaren Aussagen für den Frieden und gegen jeden Krieg, Aussagen, 

die er bereits zu DDR-Zeiten in seinen Liedern zum Ausdruck brachte. 

Im Jahre 2015 war er Mitbegründer der „Friedensgesellschaft Musik 

statt Krieg“, die als ein eingetragener Verein wirksam ist. Mitte 

September   dieses Jahres begab sich Tino Eisbrenner wieder auf eine 

Veran-staltungstour, u. a. ebenfalls unter dem Thema „Musik statt 

Krieg“. Im erwähnten Bericht im „Nordkurier“ existierte sein 

eindrucksvoller Auftritt nicht. 

Natürlich hat ein Autor das Recht zur Auswahl der Fakten. Aber wenn 

dann eine derart einseitige Berichterstattung in unserer Regional-

zeitung erscheint, kann ich dafür kein Verständnis aufbringen. 

Joachim Gasiecki 

(Die Übermittlung dieser Zeilen an die Redaktion führte zu keiner Antwort!) 
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Landesseminar der Europa-Union Mecklenburg-

Vorpommern: 

„Die Ratspräsidentschaft Deutschlands in der 

Europäischen Union – Ergebnisse und Aussichten“ 

30 Jahre Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern - 

Bürgerdialog zu den Zukunftskonferenzen der EU 

Trotz Corona konnten wir unser diesjähriges Landesseminar wie geplant 
durchführen. Einige Referenten mussten wir online zuschalten, was eine kleine 
Herausforderung war, aber trotz der Übertragungsschwierigkeiten dann doch 
auch ganz gut gelungen ist. Nun ja, das Internet in Mecklenburg-Vorpommern 
muss halt besser werden. Aber dafür gibt es ja die Digitalisierungsstrategien auf 
EU-, Bundes- und Landesebene. Hoffen wir, dass diese bald umgesetzt werden! 

Fast 50 Teilnehmer und Teilnehmerinnen haben an unserem diesjährigen 
Landesseminar teilgenommen. Und es hat sich auch wirklich gelohnt. Der 
Stadtpräsident der Stadt Waren (Müritz), Herr Rüdiger Prehn. hielt eingangs ein 
Grußwort, in dem er die Europabezüge der Stadt ausführlich darstellte. Die 
Vizepräsidentin des Landtages MV, Frau MdL Dr. Mignon Schwenke, hielt eine 
Ansprache, in der sie die Bedeutung der ehrenamtlichen Arbeit unseres 
Bildungsträgers für die Demokratiebildung und -entwicklung im Land ausdrück-
lich hervorhob.  

Die deutsche Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union im zweiten 
Halbjahr 2020 ist ein wichtiger Meilenstein für die Weichenstellungen in der 
EU. Nicht nur die Fragen des mehrjährigen Finanzrahmens bis 2027 standen bei 
diesem Landesseminar dabei im Mittelpunkt, sondern auch konkrete Fragen in 
Politik-feldern, wie Gemeinsame Agrarpolitik, Digitalisierung, Green Deal, 
Industrie-politik für die Zukunft, Mobilität u.v.a.m. Dazu hatten sich Experten 
aus der Europa-, Bundes- und Landesebene bereit erklärt, Eingangsstatements 
zu halten und für Fragen und Diskussionsbeiträge zur Verfügung zu stehen. 

Der Generalsekretär der Europa-Union Deutschland stellte umfassend die 
gegenwärtigen Herausforderungen innerhalb der Europäischen Union dar. Ein 
wichtiges Gut muss die Rechtstaatlichkeit in der EU bleiben. Deshalb müssen 
die Verhandlungen über den Mehrjährigen Finanzrahmen an die Einhaltung 
dieser grundlegenden europäischen Norm gebunden bleiben. Da ist die Europa-
Union ganz auf der Seite des Europäischen Parlamentes. 
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Der Leiter der Vertretung des Landes Mecklenburg – Vorpommern bei der 
Europäischen Union gab einen umfassenden Überblick über die deutsche 
Ratspräsidentschaft und deren bisherigen Ergebnisse. Leider sind durch die 
Corona – Pandemie viele der ursprünglichen Ziele noch nicht in Angriff 
genommen worden bzw. die Verhandlungen stecken fest. Das gilt für die Brexit 
– Verhandlungen genauso wie für den Mehrjährigen Finanzrahmen oder die 
Gemeinsame Agrarpolitik. Auch die Vorbereitungen für die 
Zukunftskonferenzen sind ins Stocken geraten. Vieles wird auf die kommenden 
Ratsvorsitze (Portugal, Slowenien) verschoben werden müssen. Dazu gibt es 
aber das Instrument eines Trioprogramms. 

Mit den Zukunftskonferenzen der EU sollen wichtige Fragen der künftigen 
Entwicklung der Europäischen Union angesprochen werden. Dazu führten wir 
Bürgerdialoge durch, die die Einbeziehung der interessierten Öffentlichkeit 
Mecklenburg-Vorpommerns in den Diskussionsprozess auf europäischer Ebene 
mit sichern soll. Unter dem Motto „Europa, was bringt´s mir“ wurde eine breite 
Diskussion über die Vorteile des europäischen Zusammenhaltes nicht nur für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, sondern auch für jeden einzelnen 
dargestellt und diskutiert. Die Vizepräsidentin des Landtages, Frau MdL Dr. 
Mignon Schwenke, und der Geschäftsführer der Europa-Union MV, Herr Ralf-
Peter Hässelbarth, diskutierten intensiv mit der interessierten Öffentlichkeit 
und stellten an zahlreichen Beispielen die lebensweltlichen Bezüge von 
Entscheidungen auf europäischer Ebene dar. 

Die Teilnehmenden konnten auf kleinen Formaten (Bierdeckelgröße) ihre 
Wünsche und Vorstellungen für eine zukünftige Europäische Union 
aufschreiben. Das fand eine breite Resonanz. Hier einige Zitate:„Mehr Haltung 
zu den europäischen Werten! Die Asylpolitik der EU ist ein Desaster!“ 
„Weniger Bürokratie, entschlosseneres Handeln, mehr Einheit, stärkere Werte“ 
„Mehr Konsequenzen in Fragen der Rechtsstaatlichkeit, gemeinsame Außen-
politik, innere Überzeugungsarbeit für mehr Zusammenhalt und Solidarität, 
mehr Mittel für Austauschprogramme“ 
„Rückkehr zu Nationalismus verhindern!“ 
„Daseinsvorsorge so ordnen, dass alle menschenwürdig leben können“ 
„Verbesserung der Beziehungen zu Russland, mehr Unterstützung der Länder 
mit Flüchtlingsbelastungen“ 
„Weiterhin eine aktive Friedenspolitik betreiben!“ 
Das Format der Veranstaltung wurde durchweg als sehr positiv empfunden. Die 

geäußerten Meinungen und Ansichten gehen weiter in den Diskussionsprozess 

ein. Diese werden der Bundesgeschäftsstelle übermittelt und von dort zusam-

mengefasst und weitervermittelt. 
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In Ihrer 30jährigen Geschichte hat die Europa-Union Mecklenburg-

Vorpommern wesentlich dazu beigetragen, den Europagedanken in unserem 

Bundesland zu fördern. In zahlreichen Veranstaltungen wurde über die 

einzelnen Politikfelder ständig informiert, ebenso in den Medien über die 

aktuellen Entwicklungen berichtet und es fanden zahlreiche Begegnungen mit 

Politikerinnen und Politikern aus Europa-, Bundes-, Landes- und kommunaler 

Ebene statt, auf denen auch die konkreten Auswirkungen bzw. Förderungen 

der EU auf unser Bundes-land erläutert wurden. Dafür wurden die 

ehrenamtlich Tätigen aus Anlass des 30jährigen Gründungsjubiläums auch 

ausgezeichnet und geehrt. Mit der Europa-Union-Medaille wurde der 

langjährige Vorsitzende der Europa–Union MV und ehemaliges 

Präsidiumsmitglied der EUD. Jürgen Lippold, ausgezeichnet. Weitere 

ehrenamtliche Tätige erhielten die Ehrennadel der EUD jeweils in Gold und in 

Silber. 

Es erfolgten auch die Ehrungen und Auszeichnungen für Teilnehmer/-innen des 

67. Europäischen Wettbewerbs. 2919 Schülerinnen und Schüler aus 38 Schulen 

des Landes MV haben sich daran beteiligt. Für ihren Einsatz für die Verbreitung 

des Europäischen Gedankens und ihre Arbeiten im Rahmen dieses Wettbewer-

bes wurden 9 Schülerinnen und Schüler aus Mecklenburg-Vorpommern mit 

einer Urkunde und einem kleinen Präsent ausgezeichnet. Damit fand ihr 

Engagement für Europa eine besondere Anerkennung. 

Die Veranstaltung konnte nur deshalb so gelungen durchgeführt werden, weil 

das Ministerium des Innern und für Europa, die Ehrenamtsstiftung 

Mecklenburg-Vorpommern und die Bundeszentrale für Politische Bildung diese 

gefördert haben. Dafür sei im Namen aller Teilnehmer und Teilnehmerinnen 

besonders gedankt! 

Ralf-Peter Hässelbarth, 

Landesgeschäftsführer und Leiter des Bildungsringes Europa 

(Vorabdruck eines Tagungsberichtes in „Europa aktiv“) 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------           

Das Redaktionsnetzwerk Deutschland hat eine Zusammenfassung der ersten Monate des deutschen 

Ratsvorsitzes übersichtlich zusammengestellt:  

https://www.rnd.de/politik/deutscher-eu-ratsvorsitz-die-bilanz-nach-drei-monaten-

F7WWGLJTKMUZE7J4PTCBRWPWZI.html 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

https://www.rnd.de/politik/deutscher-eu-ratsvorsitz-die-bilanz-nach-drei-monaten-F7WWGLJTKMUZE7J4PTCBRWPWZI.html
https://www.rnd.de/politik/deutscher-eu-ratsvorsitz-die-bilanz-nach-drei-monaten-F7WWGLJTKMUZE7J4PTCBRWPWZI.html
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Hegel, Freiheit, Europa und wir Europafreunde 

heute! 
 

 

 

Georg Wilhelm Friedrich Hegel, geboren 1730, 
hatte in diesem Jahr seinen 250. Geburtstag. 

 
Wir zitieren kurze Auszüge aus einem Interview, dass der Philosoph 
Prof. Dr. Klaus Vieweg, von der Univ. Jena aus diesem Anlass dem 
‚RedaktionsNetzwerk‘ Deutschland gegeben hat:  
 
„Für einen ‚toten Hund‘ ist Hegel erstaunlich munter und mitunter 
auch sehr bissig. … Das erste ist Hegels innovatives Verständnis von 
Freiheit. Bei Hegel werden Freiheit und Vernunft miteinander 
verknüpft. … Ein erwachsener Mensch hat ein mannigfaltiges 
Spektrum von auszuwählenden Alternativen. … Aber dieses Element 
freier Selbstbestimmung kann nicht sofort als vernünftige Freiheit 
gelten. … Hegel sagt: Das Entschließen soll sich auf Nachdenken 
gründen. Denkt bitte nach, ob das, was ihr tut, sinnvoll ist oder nicht. 
… Denn wenn ich nur meine eigene Freiheit sehe, dann ist das purer 
Egoismus und keine Freiheit. … Hegel war Optimist, aber kein 
blauäugiger. Nach Hegel hat die Freiheit Chancen, sich Geltung zu 
verschaffen, weil sie das Innerste des Menschen ist. Aber das tritt 
nicht von selbst ein. Es liegt also in der Hand des Menschen, ob es 
einen solchen Freiheitsfortschritt gibt. Und wenn man Hegel heute 
fragen würde, was für die Zukunft zu tun ist, würde er sicher sagen: 
Der Gedanke der Freiheit ist in die Köpfe der Menschen 
hineinzubilden und in die Welt hinauszubilden.“ 
 
(Prof. Klaus Vieweg ist Autor des Buches: „Hegel – Der Philosoph der 
Freiheit“, 1. Aufl. 2019, 3. Aufl. 2020 bei C.H. Beck) 
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Kann man aus historischen Katastrophen etwas für die 
Gegenwart lernen? 

 
 
„Bedeutsam ist der historische Befund vor allem, wenn es um den Spielraum 
menschlichen Handelns geht.: Wer trägt die Verantwortung? Wie erkennen wir 
eine beginnende Katastrophe? Wie können wir sie vermeiden oder so 
unwahrscheinlich wie möglich machen? … 
Aber ist die Pandemie überhaupt eine ‚Katastrophe‘? Für einige ist sie ein 
katastrophischer Bruch, … für viele andere aber ist sie eher eine ‚Krise‘ … 
Erstens: Zuwarten und Mangel an Entschlossenheit können tödlich sein. Diese 
Pandemie hat gezeigt, dass beherztes Handeln ein paar Wochen früher oder 
später darüber entscheiden können, ob die Lage eskalierte oder die 
Infektionszahlen einigermaßen stabil geblieben sind. … 
Zweitens hat man lernen können, dass Unsicherheit, Dissens unter Experten 
kein Zeichen von Ahnungslosigkeit sind. Epidemiologen und  Ärzte haben ihre 
Stellungnahmen immer wieder dem sich schnell entwickelnden Wissensstand 
über das Coronavirus anpassen müssen – für Wissenschaftler kein Problem. 
Doch die meisten Menschen wünschen sich in Stein gemeißeltes Wissen. … Es 
ist nicht leicht, mit Nichtwissen, Unsicherheit und Noch-nicht-Wissen 
umzugehen, ohne die Wissenschaften selbst in Zweifel zu ziehen. 
Drittens hat Corona gezeigt, dass viele Dinge nicht so alternativlos sind, wie sie 
schienen: Keine Dienstreisen? Keine Langstreckenflüge? Starke Eingriffe in die 
Wirtschaft? Alles ungewohnt, aber wir werden es überleben. Corona hat uns 
allen einen Handlungsspielraum aufgezeigt, von dem zu hoffen ist, dass er 
nachhaltig genutzt wird, um unsere Lebens- und Wirtschaftsweise ökologisch 
verträglich zu machen. Wenn das gelingt, wird die Pandemie keine Katastrophe 
gewesen sein, sondern eine Krise. Geht es einfach ‚weiter so‘, wäre das eine 
Katastrophe, gegenüber deren Erschütterungen Corona ein mildes Wackeln 
war.“ 
 
(Eva Horn, Professorin für Neuere deutsche Literatur an der Universität Wien, 
im Essay „Zeitenwende“ in: „Katastrophen. – Und was die Menschheit aus 
ihnen gelernt hat – von der Antike bis heute“. ZEITGeschichte, Nr. 5/2020, S. 
22. 
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Zur Notwendigkeit einer gemeinsamen europäischen 
Migrationspolitik 

 
„Moria ist da, um Europa daran zu erinnern, dass wir uns ändern müssen, 
denn es ist unvorstellbar, dass Europa noch keine einheitliche, kohärente 
Migrationspolitik hat“, sagte der Vizepräsident der Europäischen 
Kommission, Margritis Schinas, während eines Besuchs in der ersten 
Septemberhälfte im niedergebrannten Flüchtlingslager Moria auf der Insel 
Lesbos. 
 
Der Kommissar fügte hinzu: „Wir sind eine Familie von 27 Ländern, wir 
sind der größte Markt der Welt, wir haben 25 Prozent des 
Weltvermögens, es ist unvorstellbar, dass Europa noch keine einheitliche 
Migrationspolitik hat“. 
 
Schinas kündigte an, dass im September der neue EU-Pakt zu Migration 
und Asyl vorgelegt wird, „mit dem wir dieser inakzeptablen Situation ein 
Ende setzen wollen“. 
 
Ferner wies er darauf hin, dass es nicht länger hinnehmbar sei, dass einige 
EU-Mitgliedsstaaten eine unverhältnismäßig hohe Last für alle anderen 
tragen. „Wir sind eins, und wir müssen als Ganzes handeln. Die Zeit ist 
gekommen, und Europa wird sich immer darüber im Klaren sein, dass 
Moria symbolisiert, was sich ändern muss“, betonte Schinas. 
 

Die Aufnahme von bis zu 150 unbegleiteten Jugendlichen aus Moria 

durch Deutschland war lobenswert, wirkte aber nur wie „ein Tropfen auf 

einem heißen Stein“! Mehrere deutsche Bundesländer und bereits viele 

Kommunen haben sich bereit erklärt, wesentlich mehr Flüchtlinge 

unterzubringen Die bisherige Ablehnung solcher Angebote durch das 

Bundesinnenministerium mit dem Hinweis, wir könnten nur im Rahmen 

einer gemeinsamen realisierbaren europäischen Vereinbarung handeln, 

ist angesichts der Lage der Flüchtlinge auf Mora unverantwortlich und 

inhuman! Auch die nunmehr angekündigte Aufnahme von 1700 

Flüchtlingen selbst wenn sie realisiert wird – bleibt weit unter den 

realen Möglichkeiten!  
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Brexit – und wie weiter? Verhandlungsweg im Überblick 

23. Juni 2016: 

UK entscheidet mit 52% zu 48%, die EU zu verlassen 

29. März 2017: 

UK verschickt Austrittsbrief an die EU 

9. Juni 2019 bis - 30. Januar 2020: 

Verhandlungen, Abstimmungen und Ratifizierungen des Brexit-

Austrittsabkommens 

31. Januar 2020: 

Ende der Verhandlungen, UK verlässt die EU, Beginn der Übergangsphase 

Seit März 2020: 

Sieben Verhandlungsrunden zwischen UK und EU zu den zukünftigen 

Beziehungen ohne großes Ergebnis 

15. Juni 2020: 

Hochrangiges digitales Treffen zwischen den Spitzen der EU-Institutionen und 

dem britischen Premierminister Boris Johnson 

30. Juni 2020: 

UK lässt Frist verstreichen, um Verlängerungen der Übergangsperiode 

anzufragen 

15.-16. Oktober 2020: 

Europäischer Rat in Brüssel, der über Verhandlungsergebnis beraten soll 

31. Oktober 2020: 

Lt. EU-Chefunterhändler Michel Barnier letzte Frist für eine 

Verhandlungslösung  

November 2020: 

Rat der EU und Europaparlament stimmen über Abkommen ab 

November – Dezember 2020: Ratifizierung durch nationale Parlamente der EU 

und des Vereinigten Königreichs 

Januar 2021: 

Ende der Übergangsphase: Zusammenarbeit nach einem gemeinsamen 

Abkommen oder Verringerung der UK-EU-Beziehungen 
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Ein Buch aus dem Jahr 2016 mit neuer Aktualität angesichts 

der fehlenden gemeinsamen Asylpolitik der EU: 

 

Dietmar Telser: Der Zaun. Wo Europa an seine Grenzen 

stößt. 

 
„Wie identifiziert und artikuliert sich nationale Identität? Diese Frage treibt 
Menschen um, seit sie sich als ethnische Gemeinschaften zusammenschließen, 
sich als Polis verstehen, … weil jeder Mensch … ein politisches Lebewesen ist. 
Die Grenzsteine, Fallgruben, Zäune und Mauern, die Volker um ihr Territorium 
errichten, sollen Feinde abwehren, sie am unbefugten Betreten des Staats-
gebietes hindern und die Eingesessenen schützen. Je höher die Zäune, je 
martialischer und unüberwindlicher die Mauern um das eigene Territorium 
gebaut werden, um so deutlicher drückt sich darin Macht aus, oder Angst! Das 
Niederreißen von Mauern, Zäunen und Todesstreifen hingegen stellt sich als 
Akt der Freiheit und Befreiung dar. Freizügigkeit wird zum Zauberwort, das die 
Menschen als Aufklärung, Selbstbestimmtheit und Friedensfähigkeit verstehen. 
In der Präambel der UNESCO, der Kultur. Und Bildungsorganisation der 
Vereinten Nationen steht der Satz: Da Kriege im Geist der Menschen 
entstehen, müssen auch die Bollwerke des Friedens im Geist der Menschen 
errichtet werden! Zäune und Mauern sind nicht geeignet, Frieden zu schaffen! 

‚Ist die Welt verrückt geworden?‘ Diese verzweifelte Frage ist zu hören 
angesichts der sich immer mehr interdependenter und entgrenzender (Einen?) 
Welt sich zeigenden Entwicklungen von Ethnozentrismen, Nationalismen, 
Fundamentalismen und Rassismen. … Besonders deutlich zeigen sich diese 
Einstellungen, wenn lokal und global ökonomische, Umwelt- und gesell-
schaftliche Krisen- und Konfliktsituationen auftreten. Die ‚Flüchtlings-
katastophe‘ ist so eine Situation. … [Das Buch enthält] Dokumente von Un-
menschlichkeit und Versagen der Europäer und der Weltgemeinschaft ange-
sichts der globalen Flüchtlingstragödien. Das Motiv hier mehr zu tun als nur die 
unerträgliche Situation wahr zu nehmen und zu registrieren, nämlich sich selbst 
mit der eigenen Humanität und dem Bewusstsein eines zôon politikon, eines 
aktiven und bewussten politischen Lebewesens einzubringen, wird deutlich!“ 

 

(Aus einer Rezension von Jos Schnurer zum oben genannten Buch in „socialnet 
Rezensionen“ – online vom 06. 05. 2016) 
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Deutsch-Polnische Gesellschaft in MV 

 

Unsere Partnerorganisation, die Deutsch-Polnische Gesellschaft in MV, 
hat nach der Coronapause ihre Veranstaltungstätigkeit wieder 
aufgenommen. Am 18. 09. 2020 fand in Ueckermünde die diesjährige 
Mitgliederversammlung statt. Im Zusammenhang damit wurde am 
gleichen Tag am Versammlungsort und am folgenden Tag in einer 
öffentlichen Veranstaltung in Eggesin ein Vortrag zur aktuellen Situation 
in Polen gehalten. Dr. Kai-Olaf Lang von der Stiftung für Wissenschaft und 
Politik in Berlin sprach zum Thema „Wohin steuert Polen nach den 
Präsidentschaftswahlen dieses Jahres?“ Nach einer Analyse der 
Vorbereitung und der Durchführung der Wahlen widmete er sich den 
aktuellen innen- und außenpolitischen Aspekten der polnischen 
Entwicklung. Er verwies auf die hauptsächlich bestimmenden zwei Lager, 
die PiS einerseits und die Bürgerplattform andererseits. Das bringt 
innenpolitisch sowohl eine starke Polarisierung der politischen Kräfte als 
auch einen wachsenden Wunsch nach Veränderung hervor. Während die 
PiS den „Stolz auf Polen“ und eine „Politik der Würde“ fördert und damit 
nationale Interessen in besonderer Weise betont, setzt die 
Bürgerplattform auf die Ausbildung einer neuen Solidarität, auf eine 
„Neue Solidarność“. Außenpolitisch ist das Bestreben Polens zu sehen, als 
EU-Mitglied eine einflussreiche Rolle zu spielen, um dadurch besonders 
von der finanziellen Förderung durch die EU zu profitieren und 
andererseits die vom EU-Parlament und der EU-Kommission angestrebten 
Verknüpfungen der Finanz-fragen mit der diskutierten 
Rechtsstaatlichkeitsfragen der inneren Entwicklung zurückweisen zu 
können. Ein Problem ist auch die Ablehnung von „Nord Stream 2“, die 
natürlich aus der komplizierten Situation in den Beziehungen zwischen 
Polen und Russland entsteht. Der Referent stellte heraus, dass die 
eventuellen weiteren Auswirkungen der politischen Entwicklung in Polen 
und auch in einigen anderen Länden noch schwer zu überblicken sind und 
in mancherlei pragmatischen Lösungen münden werden. Insgesamt 
konnten die Teilnehmer des Vortrags einen interessanten und 
anregenden Vortrag erleben. 
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Und noch einmal zu Polen: 

Lech Wałęnsa anlässlich des 40. Jahrestages der 
Entstehung der „Solidarność“ über die EU 

„Die EU ist heute sehr schwach. Es gibt zu viele antagonistische Kräfte 
innerhalb der EU. Es wäre gut, wenn die Deutschen, Franzosen und Italiener 
entweder die EU von innen reformierten oder aber – nachdem sie zuvor von 
Großbritannien, Polen, Ungarn und Konsorten zerstört wurde – von Neuem 
gründeten. Wie zuvor sollte jeder beitreten können, also auch diejenigen 
Staaten, die vorher unbedingt rauswollten. Allerdings müssten sie einen ganz 
klaren Rechte-und-Pflichten-Katalog unterschreiben, dessen Einhaltung dann 
auch streng kontrolliert werden sollte. Die Farce rund um die Verletzung der 
Rechtsstaatlichkeit in Polen und Ungarn und deren Ahndung durch die EU ist 
doch einfach nur peinlich. Die Deutschen sollten endlich zu ihrer 
Verantwortung stehen und aus dem politischen Zwerg EU einen Riesen 
machen, der in der Weltpolitik ein Wort mitzureden hat. … Ohne Respekt vor 
der Verfassung, der Dreiteilung der Macht und der freien Presse degeneriert so 
jedes populistisch regierte Land zur Diktatur. In Polen und überall. … 

Globale Probleme lösen wir nicht alleine. Kein Staat tut das. Wir brauchen also 
eine starke EU. Die Deutschen sollten sich endlich an die Arbeit machen.“ 

(Aus einem Interview, dass Gabriele Lesser, Auslandskorrespondentin Polen der 
Zeitung „taz am wochenende“ am 19. 09. 2020 mit Lech Wałęnsa geführt hat.) 

 

Neue Bewegung: Rafał Trzaskowski, der Bürgermeister Warschaus und 
Herausforderer Andrzej Dudas bei der jüngsten Präsidentschaftswahl, hat nach 
der Wahl-g in Warschau eine neue „Bürgerbewegung“ (Ruch Wspólna Polska) 
ins Leben gerufen, mit dem Ziel, verstärkt für ein „tolerantes und europäisches 
Polen“ einzutreten. 

Noch nie sei Polen „so gespalten wie heute“, sagte Trzaskowski bei der 
Auftaktveranstaltung. Seine neue Bewegung strebe ein Polen an, „in dem der 
Zweck niemals die Mittel heiligt, in dem das Gesetz die Grundlage allen 
staatlichen Handelns ist […] auch wenn dies gegen die Interessen der 
Machthaber gerichtet ist. Ein Polen, in dem alle – unabhängig von Nationalität, 
Religion, politischen Ansichten, Herkunft oder sexueller Orientierung – die 
gleichen Rechte haben.“    (Mateusz Kucharczyk, EURACTIV.pl) 
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Informationen aus der bildungspolitischen 
Vereinstätigkeit 

Von der Sitzung des Landesvorstandes 

Am 18. 09. 2020 tagte nach einem Multiplikatorentreffen der Landes-
vorstand in Güstrow. Hinsichtlich der Inhalte unserer weiteren europa-
politischen Arbeit wurde auf der Grundlage der Rede der EU-
Kommissionsvorsitzenden zur Lage in der EU auf die Berechtigung der 
für die Zukunft gesetzten Ziele verwiesen, aber gleichzeitig der 
Standpunkt vertreten, dass es möglichst bald konkretere Überlegungen 
zur Umsetzung dieser Ziele bedarf. Der Vorstand schloss sich den 
Positionen der EBD Luxemburg an, die bereits in den „Informationen 
Nr. 76“ den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht wurde. Gleichzeitig 
stimmte der Vorstand einem Brief an das Europäische Parlament zu, um 
damit das Bestreben des Parlaments nach mehr Berücksichtigung der 
rechtsstaatlichen Entwicklungen in den Mitgliedsländern bei der 
Mittelvergabe aus dem Milliardenfonds zur Überwindung der 
Pandemiefolgen in den nächsten Jahren zu unterstützen. 

Ein weiterer Punkt der Diskussion beschäftigte sich mit der 
Weiterführung der Veranstaltungstätigkeit des LV und der KV. Gerade 
die bevorstehenden Aufgaben wie: Landesseminar zum 30. Jahrestag 
der EUD-MV, Deutsch-Polnisches Seminar zur Metropolregion Stettin 
und das Extremismus-Seminar werden wegen der andauernden 
Corona-Situation in verkleinertem Maßstab durchgeführt werden 
müssen und bedürfen noch konkretisierender Überlegungen. 

Der Schatzmeister und der Geschäftsführer informierten über die 
finanzielle Situation des Landesverbandes und unterbreiteten Vor-
schläge zur Sicherung der weiteren Finanzierung bis zur Bestätigung der 
Förderung für das Jahr 2021. 

Es wurde außerdem über eine Vorlage zur inhaltlichen Veränderung der 
Informationen des Landesverbandes diskutiert und beschlossen, diese 
Hefte zu einem Projekt des Bildungsringes zu qualifizieren und dafür 
eine Konzeption zu erarbeiten. 
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Offener Brief des Landesvorstandes an das Europäische Parlament 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

EU-Fördermittel fließen in zahlreiche kommunale und regionale Projekte, auch 
bei uns in Mecklenburg-Vorpommern. Dabei kommt es entscheidend darauf an, 
dass die Mittel auch ordnungsgemäß Verwendung finden. Das ist in mehreren 
EU-Staaten nicht oder nicht mehr gewährleistet. Die überparteiliche Europa-
Union Mecklenburg-Vorpommern unterstützt das Europäische Parlament in 
seiner Forderung nach einer klaren Bindung der europäischen Corona-Hilfs-
mittel an rechtsstaatliche Zustände in den Empfängerländern. 

Wir begrüßen, dass die Staats- und Regierungschefs sich, wenn auch nach 
zähem Ringen, auf ein großes Hilfsinstrument verständigt haben. Der Fonds 
„Next Generation EU“, der Corona-Hilfsmittel in Höhe von insgesamt 750 
Milliarden Euro als Zuschüsse und Darlehen zur Ver-fügung stellt, zeugt von 
europäischer Solidarität. Wir erwarten aber, dass nur solche EU-Staaten davon 
profitieren können, die sich auch an die europäischen Werte halten. Wer die 
Demokratie aushöhlt und den Rechtsstaat untergräbt, darf nicht in den Genuss 
dieser Gelder kommen. 

Wachsamkeit ist überall in Europa geboten. In mehreren EU-Staaten haben 
Regierungen aber massiv gegen rechtsstaatliche Grundsätze verstoßen. Die 
Unabhängigkeit der Justiz, die Pressefreiheit und Minderheitenrechte werden 
seit Jahren in zunehmendem Maße auch innerhalb der EU missachtet. Das muss 
ein Ende haben, wenn wir nicht unsere freiheitliche europäische Ordnung aufs 
Spiel setzen wollen. 

Die Verhandlungen über den Rahmen der künftigen EU-Haushalte und die 
Corona-Hilfsmittel des Sonderfonds „Next Generation EU“ bieten einen 
wichtigen, vielleicht den einzigen realistischen Hebel für die Wahrung von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa – und damit für die Verteidigung 
unserer europäischen Werte. 

Bitte bleiben Sie klar und prinzipienfest in den Verhandlungen! Denn an dieser 
Frage entscheidet sich ein Stück weit die Zukunft Europas. Kompromisse müssen 
zwar immer möglich sein, sie sollten aber nicht zur Aufweichung des Bodens 
führen, auf dem das europäische Einigungswerk errichtet wurde. Unsere 
bürgerschaftliche Unterstützung haben Sie. 

Im Namen des Vorstandes der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern 
verbleibe ich mit europäischen Grüßen 

Jürgen Lippold 
Landesvorsitzender 
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Beschluss des Landesvorstandes der Europa-Union Mecklenburg-   
Vorpommern:  
 
Positionspapier der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern zu der 8. Wahl 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 2021     
   
Wir im Herzen Europas – Europa in unseren Herzen 

Im September 2021 finden die Wahlen zum 8. Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern statt.  Der Landesvorstand der Europa-Union Mecklenburg-Vor-
pommern hat sich in seiner Sitzung am 18. 09. 2020 damit befasst und ein 
Positionspapier verabschiedet.  

Unter dem Motto: „Wir im Herzen Europas – Europa in unseren Herzen“ wurde 
auf zahlreichen Politikfeldern die Position der Europa-Union MV bestimmt. Es 
ist diesmal gelungen, eine umfassende Darstellung der Haltung der Europa-
Union MV zu erarbeiten und zu europäischen Fragen, die mit der Landespolitik 
kor-respondieren, parteiübergreifend eine einheitliche Haltung zu 
Schwerpunkten, wie  

- Europäische Solidarität und Verantwortung 
- Umwelt, Klima, Wirtschaftsinnovation  
- Demokratisches Europa  
- Europäische Kooperationen und Perspektiven stärken 
- Europabildung und interkulturelle Verständigung 
- Europa in den Parlamenten und in den Verwaltungen 

zu erzielen. Darin heißt es u.a.:  

 „Wir wissen um unsere Verantwortung innerhalb der Europäischen 
Union und schauen nicht weg, wenn humanitäre Notlagen entstehen. 
Wir denken Solidarität praktisch. Das heißt, dass wir unsere Mög-
lichkeiten nutzen und erweitern wollen, um auf humanitäre Notlagen 
im in- und außereuropäischen Ausland zu reagieren und Schutz-
suchenden eine würdige Perspektive zu ermöglichen. Wir erwarten, 
dass sich die Kandidaten und Kandidatinnen für die Wahl zum 8. 
Landtag von Mecklenburg-Vorpommern ebenfalls dafür einsetzen!“ 

An anderer Stelle wird in diesem Beschluss betont: 

 „Auch europäische und internationale Partnerschaften müssen weiter 
ausgebaut und mit Leben erfüllt werden. Die Europa-Union 
Mecklenburg-Vorpommern unterstützt diese Partnerschaften und 
gestaltet regelmäßig Treffen mit Vertreter/-innen der Partnerkommu-
nen. In diesem Rahmen müssen auch digitale Formate ausprobiert 
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werden können, damit mehr Menschen Zugang zu interkulturellem 
Austausch geboten werden kann. Dafür braucht es mehr 
landesseitiger Unterstützung!“ 

Im Hinblick auf die Verbesserung der Europabildung an Schulen ergeben 
sich auch hier klare Standpunkte: 

 „Der jährliche Europatag an Schulen muss auch im Land Mecklenburg 
– Vorpommern zu einem bildungspolitischen Höhepunkt ausgestaltet 
werden. Die bisherige eher verhaltene Wahrnehmung dieses Tages 
durch Politikerinnen und Politiker des Landes hat für die europa-
politische Bildungsarbeit noch nicht die notwendigen Effekte 
erbracht. Hier erwarten wir von den künftigen Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträgern ein deutlich gesteigertes Engagement.“ 

Noch deutlicher haben sich die Mitglieder des Landesvorstandes für eine 
Neuregelung des Wahlrechts ausgesprochen: 

 „Selbstverständlich stehen wir auch dafür ein, das demokratischste 
Recht zu europäisieren und zu universalisieren: Das Wahlrecht! Wir 
erwarten, dass dafür die Verfassungsgrundlagen geschaffen werden, 
damit alle EU-Bürger und Bürgerinnen und alle Menschen, die in 
Mecklenburg-Vorpommern ihren Lebensmittelpunkt haben, an den 
Wahlen zu den Landtagen teilnehmen   können.“ 

Zum Schluss wird in diesem Papier die Notwendigkeit des Ausbaus der 
Europakompetenzen in den Verwaltungen gefordert: 

 Die Europakompetenz des Landes Mecklenburg – Vorpommern, 
deren Partizipationsmöglichkeiten an den Entscheidungsprozessen 
auf europäischer Ebene sowie die Einbindung der Zivilgesellschaft 
bedarf einer stärkeren Weiterentwicklung. Dazu gehört auch ein 
„Europa-ministerium“ sowie die Beteiligung der einschlägigen 
Organisationen der Zivilgesellschaft z. B. am Ausschuss der Regionen 
(AdR), im Wirtschafts- und Sozialausschuss oder im Rahmen der 
Ostseestrategie. 

Und nicht zuletzt wollen wir die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger dazu 
bewegen, in einer Parlamentariergruppe der Europa – Union des Landtages 
Mecklenburg – Vorpommern aktiv mitzuwirken. 

Der vollständige Beschluss ist unter folgendem Link abrufbar:  
https://www.europa-union-mv.de/meldungen/aktuelles/wir-im-herzen-europas-europa-in-
unseren-herzen 

                                                                                              (Ralf-Peter Hässelbarth) 

https://www.europa-union-mv.de/meldungen/aktuelles/wir-im-herzen-europas-europa-in-unseren-herzen
https://www.europa-union-mv.de/meldungen/aktuelles/wir-im-herzen-europas-europa-in-unseren-herzen
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Zur Diskussion um Nord Stream 2 

In Anknüpfung an die in den „Informationen“ Nr. 76 aufgeworfene 
Problematik zu „Nord Stream 2“ stellen wir weitere Materialien für die 

Diskussion des Themas zur Verfügung 

Rede der Ministerpräsidentin von MV. Manuela Schwesig, 
am 18. 09. 2020 im Deutschen Bundestag 

 
„Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete. Vielen 
Dank an die SPD-Fraktion, dass ich einen Teil der Redezeit nutzen darf. Ich 
habe kurz überlegt, ob ich es mache. Wir sprechen hier über ein großes 
Infrastruktur-projekt, das eben nicht allein ein russisches Projekt ist, sondern 
ein Infrastrukturprojekt im Interesse von Deutschland, von Westeuropa, 
milliardenschwer, 97 Prozent bereits fertiggestellt, mehrfach durch ein 
rechts-staatliches Genehmigungsverfahren gegangen. Und jetzt kommen Sie, 
sehr geehrte Damen und Herren der Grünen, und wollen mit einem Satz hier 
im Bundestag ohne Begründung dieses Projekt stoppen. Man kann 
unterschiedlicher Meinung zur Ostseepipeline sein; aber für eine Partei, die 
gerne in Regierungsverantwortung will, würde ich mir mehr Anspruch 
wünschen in Sachlichkeit und Differenzierung. Aber ich nutze gern diesen 
lapidar hingeworfenen Satz, um etwas aus Sicht von Mecklenburg-
Vorpommern zu sagen. 

Der allererste Punkt. Mecklenburg-Vorpommern unterstützt die Energie-
wende. Wir wollen Klimaschutz, wir wollen zukünftig grüne Energie, saubere 
Energie, perspektivisch aus Windkraft, erneuerbaren Energien und Wasser-
stofftechnologie. Und hier, sehr geehrte Damen und Herren der Grünen, 
würde ich Sie herzlich bitten: Setzen Sie sich da, wo sie eine Regierungs-
beteiligung haben, insbesondere im Süden von Deutschland, für einen 
schnellen Trassenbau, für mehr Wasserstofftechnologie ein, die wir vor allem 
im Norden bieten können. Und einen Satz zu den Herren der AfD: 
Mecklenburg-Vorpommern findet es richtig, dass wir aus Atomenergie und 
Kohlekraft aussteigen. Sie sind von vorgestern. Wir wollen nicht zurück in das 
Gestern; wir wollen nach vorne und eine echte Energiewende schaffen. Dazu 
gehört eine Übergangstechnologie, und das ist das Gas. Wenn wir es schaffen 
wollen, irgendwann völlig unabhängig zu sein – mit erneuerbaren Energien, 
mit einer marktfähigen Wasserstofftechnologie –, brauchen wir einen 
seriösen, verlässlichen Weg dorthin. Denn darum geht es: seriöse, verlässliche 
Energiepolitik zu machen, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger von 
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Deutschland, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger einer großen 
Industrie-nation. Denn wir wollen beweisen, dass Klimawandel und 
Energiewende zusammengeht mit Wirtschaft, mit Arbeitsplätzen und nicht 
gegeneinander. Das unterscheidet uns vielleicht in der Betrachtungsweise. 

Frau Müller [Abgeordnete der Grünen-Fraktion], ich danke Ihnen wirklich 
sehr für die Frage. – Weil ich den Eindruck habe, dass Ihnen als Abgeordnete 
unseres Bundeslandes nicht bewusst ist, wie sehr Sie mit Ihrem Antrag 
unserem Bundesland und den Bürgerinnen und Bürgern schaden, würde ich 
sehr gerne darauf antworten wollen.  Ich habe eben erklärt, was es für eine 
echte Energie-wende, für einen echten Klimawandel braucht. Und da muss 
man sich für eine Übergangstechnologie entscheiden. Und wir haben die 
Wahl zwischen dem Gas aus der russischen – Meine Herren! – [die 
Bundestagspräsidentin unterbindet Zwischenrufe]  

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren der Grünen, 
Sie können mich gerne etwas fragen, aber Sie müssen auch bei meiner 
Antwort zuhören – das ist das Mindeste – und diese akzeptieren. Ich 
entscheide selbst, wie und was ich antworte. Deshalb noch mal – denn es ist 
mir sehr wichtig, dass vielleicht auch Bundestagsabgeordnete Ihrer Fraktion, 
die aus unserem Bundesland kommen, wissen, was das für eine Bedeutung 
für unser Land hat – Ich habe eben dargestellt, wie wichtig die Energiewende 
und der Klimaschutz sind. Wenn wir marktfähig bleiben wollen, wenn wir den 
Industriestandort Deutschland sichern wollen und wenn wir vor allem 
Wohlstand weiter sichern wollen, werden wir auf Übergangstechnologie 
angewiesen sein. Sie können jetzt wählen zwischen russischem Gas aus der 
Ostseepipeline – wie wir es ja aus Nord Stream 1 beziehen – oder – und das 
forcieren Sie – amerikanisches Fracking-Gas. Denn das ist das Interesse der 
USA. 

Mit Ihrer Frage bieten Sie mir eine gute Möglichkeit, von meinem Besuch im 
Hafen Mukran zu berichten. Ich weiß nicht, wann sie als Abgeordnete im 
Hafen Mukran vor Ort waren und mal mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gesprochen haben. Dass die USA den kleinen Hafen von Mukran 
zum Spielball von Weltpolitik machen, und dort Geschäftsführung und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bedrohen, obwohl sie nichts Unrechtes 
getan haben – sie ummanteln nämlich nur die Rohre von einer Pipeline, die 
rechtsstaatlich genehmigt ist –, dass diese Drohungen möglich sind, von einer 
befreundeten Nation, der wir in diesem Jahr 30 Jahre Wiedervereinigung mit 
zu verdanken haben, ist ungeheuerlich. Und da würde ich von Ihnen 
Unterstützung für die Bürgerinnen und Bürger in unserem Bundesland 
erwarten.  
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[Nach einer weiteren Zwischenfrage der Grünen:] Einer der Gründe, warum 
Sie erfolgreich sind – und das will ich anerkennen – ist, dass Sie ganz viele 
Themen aufschnappen, in einen Topf werfen, richtig rumrühren. Und dann 
kommt so ein Antrag raus wie dieser. Deswegen bin ich gar nicht bereit, auf 
all diese verschiedenen Punkte einzugehen, sondern will Ihnen sagen, dass 
das, was sie vortragen, auch hier am Rednerpult, schlicht falsch ist. Sie wissen 
bestimmt auch gut, weil Sie sich ja für Europa und Außenpolitik interessieren, 
dass es gerade Deutschland war, das zwischen Russland und der Ukraine bei 
der Pipeline vermittelt hat. Das bitte ich schon zu berücksichtigen. Das unter-
scheidet uns. Wir haben uns beim Thema Ostseepipeline für den 
Umweltschutz und die Berücksichtigung der Interessen der Ukraine engagiert. 
Sie blenden aus, dass dann, wenn heute der Deutsche Bundestag dem, was 
Sie hier vorschlagen, zustimmen würde, Politik in ein rechtsstaatliches 
Verfahren eingreifen würde. Doch das ist nicht so einfach; denn wir sind ein 
Rechtsstaat, und dafür gibt es rechtsstaatliche Verfahren. 

Sie erwarten, dass wir auf russisches Gas verzichten und dafür eher Fracking-
Gas nehmen, was durch Tanker kommt. Das wäre teurer und umweltschäd-
licher. Sie antworten nicht auf die drängende Frage der Bürgerinnen und 
Bürger: Wie stellt ihr euch eigentlich die Energiewende vor, wenn man 2022 
aus der Atomkraft und schon 2038 aus der Kohlekraft aussteigt und noch 
nicht klar ist, dass Windkraft und marktfähige Wasserstofftechnologien all 
das ersetzen können? Diese Antwort, sehr geehrte Damen und Herren der 
Grünen, sind Sie schuldig. Ich glaube nicht, dass ich eine Antwort schuldig bin. 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Zwischenfragen der 
Grünen- vielen Dank dafür! – haben mir die Möglichkeit gegeben, auf diese 
Aspekte einzugehen. Abschließend möchte ich Sie bitten, diesen Antrag 
abzulehnen. Er ist in der Sache nicht gerecht, und er würden nicht nur dem 
Land Mecklenburg-Vorpommern, sondern ganz Deutschland und ganz West-
europa schaden hinsichtlich einer verlässlichen Energieversorgung, die Grund-
voraussetzung für die Akzeptanz von Energiewende und Klimaschutz und für 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung unseres Landes ist. 

Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben.“ 

(Da wohl diese Rede unserer Ministerpräsidentin in den Medien nicht 

vollständig abgedruckt wurde, haben wir den Originaltext aus dem Protokoll 

des Bundestages entnommen.)  
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Wortmeldung des Abgeordneten Michael Theurer von der FDP-Fraktion in der 
gleichen Sitzung des Bundestages am 18. 09. 2020: 
 
„Natürlich hat ein Gasinfrastrukturprojekt wie Nord Stream 2 eine 
geopolitische Bedeutung; die hatten die Röhrenprojekte davor ja auch. Es geht 
nicht nur um Energiepolitik, sondern es geht eben auch um Geopolitik. Frau 
Ministerpräsident Schwesig hat hier von der Bundesregierung eine verlässliche 
Energiepolitik eingefordert. Wir stellen an dieser Stelle sehr schmerzhaft fest, 
dass Nord Stream 2, das im Jahr 2013 ins Gespräch gekommen ist, nicht in die 
europäische Politik eingebettet worden ist. Es gab eben von der 
Bundesregierung keine Einbettung dieses Projektes in die Europäische Union. 
Es gab von Anfang an Widerstände, Bedenken bei unseren europäischen 
Nachbarn. Das ganze Gezerre und die ganze Diskussion um ein an sich 
energiepolitisch, infrastrukturpolitisch sinnvolles Projekt hat im Grunde 
genommen dazu geführt, dass es jetzt gefährdet ist, weil es diese Einbettung 
nicht gab, weder in den europäischen noch in den transatlantischen 
Zusammenhang, meine Damen und Herren. … 

Wenn ein Projekt rechtsstaatlich genehmigt ist und fünf europäische 
Energieunternehmen, vor allen Dingen aber viele kleinere und mittlere 
Zulieferbetriebe mit vielen Tausend Arbeitsplätzen davon abhängig sind, dann 
kann eine Genehmigung nicht einfach zurückgezogen werden. Sonst stünden 
wir natürlich auch vor der Frage, wie dieses Engagement durch Entschädigungs-
zahlungen ausgeglichen werden könnte. Hier erwarten wir von der Bundes-
regierung endlich klare Antworten.“ 
 

Eine Meinungsäußerung 
 
„Die neuesten Entwicklungen zur Problematik „Nord Stream 2“, die Forderung 
einiger Politiker nach Abbruch dieses Projekts als Sanktion gegen Russland nach 
der Nawalny-Vergiftung erhöhen die Bedeutung einer Diskussion und 
Meinungs-bildung. Um es klar zu sagen: Dieses Milliardenschwere Vorhaben, 
das kurz vor der Vollendung steht, muss fertiggestellt und in Betrieb 
genommen werden! Eine Verknüpfung mit dem Fall Nawalny, der bis jetzt 
letztendlich unaufgeklärt ist, eine Politisierung des Projekts der Pipeline, ist m. 
E. unzulässig. Nord Stream 2 ist keine „Gefahr für die Sicherheit Europas“, es 
kann im Gegenteil das Verhältnis zu Russland verbessern. Die Pipeline darf kein 
Opfer der besonders von den USA geführten antirussischen Kampagne werden. 
Kluge Diplomatie und Verständigungswillen sind notwendig, nicht Eskalation 
und Zuspitzung des Verhältnisses zwischen der EU – und vor allem der Bunde-
republik – und Russland!“                                                                 Dr. G. Hartmann, KV MSE 
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„Nord Stream 2 oder wie die Zukunft der Energieversorgung die 

europäische Politik (mit-)bestimmt“ 

Gemeinsame Wochenendseminar des Bildungsringes „Europa MV“ mit der 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

vom 18. – 20. September in Lubmin    -  von Ralf-Peter Hässelbarth - 

Die Pipeline Nord Stream 2 ist zu einem umstrittenen Symbol in der euro-
päischen (Energie-) Politik geworden. Dabei geht es über die bloße Möglichkeit 
des Gastransportes von Russland nach Deutschland hinaus. Selbst der 
amerikanische Präsident und auch der Kongress der USA haben sich da 
eingemischt und versuchen mit Sanktionen, den Fertigbau dieser Pipeline zu 
verhindern. Nach dem Attentat auf den russischen Blogger Alexej Nawalny 
wurde heftig gestritten, ob diese Pipeline und der mit ihr verbundene 
Gastransport von Russland nach Europa nicht auch als politisches Druckmittel 
gegenüber Russland eingesetzt werden sollte. 

Neben diesen politischen Implikationen stellt sich aber auch die Frage der 
künftigen Energieversorgung (West-) Europas, die Einhaltung der 
Zusicherungen für die Ukraine, der polnische Weg über Flüssigkeitsterminals 
die Energie-versorgung sicherzustellen und die Schwierigkeiten mit der Türkei 
bei dem weiteren Bau der Nabucco-Pipeline. Das ursprünglich nur als 
„Gasleitung“ von internationalen Konsortien initiierte Projekt hat nun 
mittlerweile eine recht gewaltige politische Dimension erreicht, wobei es dabei 
aber auch um die Frage der Weichenstellungen für eine künftige europäische 
Energiepolitik geht. Dabei sollten nach den Vorstellungen des Green Deal in der 
Europäischen Union besonders im Hinblick auf die selbstgesteckten Ziele, den 
CO² - Ausstoß in den nächsten Jahren drastisch zu verringern, generell auf die 
regenerative Energie-versorgung umgestellt werden. Egal, ob russisches Gas 
oder amerikanisches Schiefergas, fossile Brennstoffe gehören nicht in eine 
zukunftsfähige innovative Industriestruktur der Länder der Europäischen 
Union.  

Das Seminar war hochkarätig besetzt und die Vorträge sehr sachlich und 
ausgewogen. Immer wieder wurde betont, dass es sich bei diesem Gasimport 
um eine sog. „Brückentechnologie“ handelte, die vorrangig die Versorgung der 
Grundlast sicherstellen soll (wenn also die Sonne nicht scheint und der Wind 
nicht weht). Mittlerweile gibt es aber schon gigantische Offshore-Anlagen in 
Europa bzw. sind diese geplant, die die erforderlichen Energiemengen 
bereitstellen. Die Wasserstoffstrategie der Bundesregierung sieht eben auch 
vor, die überschüssigen Energiemengen aus regenerativer Erzeugung in 
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Wasserstoff umzuwandeln und so künftig auch speichern zu können. Diese 
Technologie ist bereits entwickelt und wird in wenigen Jahren vollumfänglich 
zur Verfügung stehen. Dann brauchen wir also das Gas nicht mehr, weder aus 
Russland noch aus Amerika. 

Einige Referenten stellten aber dann vor, dass die Gaspipeline ja später auch 
Wasserstoff transportieren könnte, und zwar aus fossilen Stoffen erzeugter 
Wasserstoff, sogenannter „blauer Wasserstoff“. Es geht also den Investoren gar 
nicht nur um den Erdgastransport, sondern um die weitere Nutzung fossiler 
Stoffe (mit enormen CO²-Ausstoß) und die Ausbeutung der sibirischen Gas- und 
Ölfelder und damit der Sicherung der Einnahmen der russischen Föderation 
über den staatlichen Energiekonzern Gazprom. Letztlich wird damit die 
Energiepolitik der Europäischen Union, die auf den “grünen Wasserstoff“ setzt, 
untergraben. Aus dieser Sicht ist diese Pipeline also den Klimazielen der 
Europäischen Union eher abträglich. Der massive Einsatz der Landesregierung – 
unser Minister für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung, Christian Pegel, 
hat dieses Seminar mit seinem Vortrag sehr bereichert – für den Weiterbau der 
Pipeline wird ja immer mit der Schaffung von Arbeitsplätzen insbesondere für 
das Land Mecklenburg -Vorpommern begründet. Das mag in der Bauphase 
vielleicht noch zutreffen, nach der Fertigstellung, so sagte der PR-Manager von 
Nord Stream 2, wird es etwa 3 – 5 Arbeitsplätze vor Ort geben.  

Gedankt sei vor allem dem Moderator des gesamten Seminars, Herrn Florian 
Dohmen, der die teils kontroverse Debatte souverän führte und mit seinen 
fachlichen Anmerkungen immer wieder Anlass zu spannenden Diskussionen 
gab. 

 

dpa/Jens Büttner/dpa-Zentralbild/dpa  

Rohre für die Erdgaspipeline Nord Stream 2 liegen auf einem Lagerplatz im Hafen 
Mukran 
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Neue Rechte – Rassismus – Diskursverschiebungen – Gewalt 

Was passiert gerade in unserem Land und was bedeutet dies für die 
politische Bildung? 

Stellungnahme der Zentralen für politische Bildung September 2020 

„Die gesellschaftlichen Veränderungen und politischen 
Entscheidungen der letzten Jahrzehnte haben zu sozialen und 
politischen Verwerfungen geführt, die auch die politische Bildung vor 
neue Herausforderungen stellen. Seit den 1980er Jahren wächst die 
soziale Ungleichheit, die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich, 
die frühere Mittelschicht differenziert sich aus – das Ergebnis ist eine 
soziale Polarisierung. … Wenn Ungleichheit und Unsicherheit steigen, 
nimmt das Vertrauen in Mitmenschen und Politik ab. Zugleich finden 
nationalistisch geprägte Selbstdefinitionen verstärkt Zustimmung, die 
auf einer Konstruktion „der Anderen“ und deren Abwertung und 
Ausgrenzung beruhen. … 

Aktuell ist zu konstatieren, dass es antidemokratischen Kräften 
gelingt, als Trittbrettfahrer*innen der gesellschaftlichen, politischen 
und medialen Entwicklungen ihre politischen Interventionen 
geschickt zu platzieren. … Es ist ein extrem starker Anstieg von 
Hasskriminalität durch sexistische und rassistische Übergriffe und 
Cybermobbing zu verzeichnen. … 

Die zum Teil unzureichenden Antworten des etablierten politischen 
Feldes gegenüber der Strategie der Neuen Rechten liegen auch in 
den eigenen Defizi-ten, Ausblendungen und Versäumnissen 
begründet. Die politische Bildung ist ebenso Teil dieses politischen 
Feldes wie Parteien, Parlamente, Verwaltungen und der 
Medienbereich. Zu Recht wurde im letzten Jahrzehnt immer wieder 
kritisiert, dass die Tendenz festzustellen sei, grundlegende 
Gestaltungsfragen – nicht nur den Klimawandel – auszublenden, 
politische Entscheidungen als alternativlos darzustellen und so einer 
De-Politisierung von Gesellschaft Vor-schub zu leisten.. … 
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Welchen Beitrag kann politische Bildung zu einer demokratischen und 
menschenrechtlichen Entwicklung von Staat und Gesellschaft leisten? 

1 – AUFKLÄRUNG: Vokabular und Argumentationsmuster der Neuen Rechten 
erkennen. 

2 – POSITIONIERUNG: Grundsätze der politischen Bildung aktiv vertreten. … 
Demokratische Werthaltungen und menschenrechtliche Normen bilden das 
Fundament für die politische Bildung. Damit ist sie alles andere als neutral. 

3 – GEGENHALTEN: Diskursfähigkeit und politische Medienbildung stärken. … 

4 – TEILHABESTÄRKUNG: Zugänge zu unterschiedlichen Gruppen der Bevölke-
rung schaffen. Diskurse und Selbstverständnisse des politischen Feldes sind von 
der Lebensrealität vieler Menschen entkoppelt. … 

5 – SOLIDARISIERUNG: Menschen mit Ausgrenzungserfahrung schützen und 
stärken. Politische Bildung orientiert sich an der menschenrechtlich begrün-
deten Anerkennung der Würde und Rechte der Menschen. … 

6 – SELBSTREFLEXION: eine eigene diskriminierungskritische inklusive Perspek-
tive in der politischen Bildung (weiter-)entwickeln. Politische Bildung muss 
auch auf sich selbst schauen. … 

7 – STANDORTVERGEWISSERUNG: Grundverständnis der politischen Bildung 
mit aktuellen Entwicklungen abgleichen. … Was meint politische Mündigkeit? 
Was bedeuten Indoktrinationsverbot, Konflikt und Kontroversität und die 
Orientie-rung an den Interessen und Erfahrungen der Teilnehmenden? Wie 
kann die Erlangung von Urteils-, Handlungs- und Kritikfähigkeit unterstützt 
werden? … 

8 – PERSPEKTIVENERWEITERUNG: Auseinandersetzung mit aktuellen Schlüssel-
fragen ermöglichen. Politische Bildung muss Angebote organisieren, welche die 
Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Schlüsselproblemen … ebenso wie 
mit aktuellen Herausforderungen wie zum Beispiel der COVID-19-Pandemie 
ermöglichen. … 

9 – SELBST(BE)STÄRKUNG: Vereinnahmungsversuchen widersetzen. Politische 
Bildung muss sich stärker ihrer selbst bewusstwerden … Daher ist an die Politik 
die Forderung zu richten, politische Bildung gemäß ihrem gesellschaftlichen 
Auftrag noch stärker als Partnerin zu berücksichtigen …“ 

 

### 
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                                         „Brief an meinen Bruder“ 

Von Uta Ruge, Autorin des 2020 erschienenen Buches 
„Bauern, Land – Die Geschichte meines Dorfes im Weltzusammenhang“ 

 
19. 10. 2020                                                                                                                                                                                                        
„Lieber Waldemar, 
herzlichen Glückwunsch zu Deinem Anteil am Friedensnobelpreis! Bisher ist dir 
und allen anderen Bauern der Welt wohl noch nicht für Euren Beitrag zum 
Weltfrieden gedankt worden. Das möchte ich hiermit gerne nachholen. Denn 
wer sät und erntet das Getreide, dessen Mehl vom jetzt 
ausgezeichneten Welternährungsprogramm der UN in den Hungergebieten der 
Welt verteilt wird - in jenen bekannten weißen Säcken mit der blauen Aufschrift 
der UN-Organisation? Wer legt Mais, Bohnen und Erdnüsse, setzt Reis- und 
Rohrzuckerpflanzen, wer baut die Ölpflanzen an - Raps, Sonnenblumen, Lein 
und Kokospalmen? Und wer melkt die Kühe, deren Milch in Form von 
Milchpulver in alle Welt verschickt wichtige Zutat ist für Energiekekse und 
Vitaminstreusel auf Getreidebrei für hungernde Kinder? 

Natürlich spricht die Welthungerhilfe am liebsten nur von den Kleinbauern 
in ernährungsunsicheren Ländern und Regionen, denen sie hilft, sich und ihre 
Familien zu ernähren. Es gibt viele WFP-Programme dafür – nachhaltigkeits-
zertifiziert und mit aufwendiger Kontrolle von Lieferketten und Fairness. Auch 
diesen Bauern - die meisten von ihnen sind übrigens Bäuerinnen! - gratuliere ich 
aufs Schärfste. Sich selbst und die eigenen Kinder ernähren, sie zur Schule 
schicken und nicht aufs Feld mitnehmen müssen - das sind großartige Fort-
schritte. Auch in Europa werden Bauernkinder erst seit gut hundert Jahren nicht 
mehr nur zur Mitarbeit in Stall und Feld und als Altersversorgung ihrer Eltern 
geboren. Und friedensfördernd ist es allemal, wenn aus satten Dorfkindern 
nicht Kindersoldaten werden, sondern Ärztinnen und Ingenieure. 

Aber bei schweren Fällen von jahrelanger Dürre und ebenso jahrelangen 
kriegerischen Auseinandersetzungen, bei Erdbeben und Überschwemmungen, 
wenn die Landbevölkerung selbst hungert und auf den städtischen Märkten 
keine Lebensmittel mehr ankommen, werden die erwähnten großen weißen 
Säcke eingeflogen. Sie werden auf Lastwagen geladen, ins Landesinnere trans-
portiert und bis sie die Bedürftigen erreicht haben, sind nicht selten große 
Anteile in den Mägen rebellierender oder vom Staat nicht mehr bezahlter 
Soldaten und ihrer Familien gelandet. Und jeder weiß, dass ohne diese 
Leckage oft gar nichts dort ankäme, wo es am dringendsten gebraucht wird. 

Noch einmal: Auf welchen Feldern wird das Getreide und werden die Ölfrüchte 
angebaut, deren Mehle und Öle in Säcken und Kanistern in Flüchtlingslager, zu 
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Notunterkünften und in die Dörfer hungernder Einwohner transportiert 
werden? 

Sind es Produkte us-amerikanischer, brasilianischer oder russischer Großfarmer 
oder Agrarunternehmen, deren Weizen- und Sojabohnenfelder, deren Erdnuss- 
und Palmölplantagen in Tausenden von Quadratkilometern gemessen wer-
den?  Oder sind es die Überschüsse, die den Bauern in Europa und anderswo 
teuer abgekauft und dann billig auf den Weltmarkt gebracht werden? (Und es 
soll nicht vergessen werden: So oder so stecken in ihnen die Arbeit und Mühe 
von bäuerlichen Familien oder Landarbeitern, die sich um Saat und Pflege, Be- 
und Entwässerung, Ernte und Lagerhaltung gekümmert haben! … 

Könnten vielleicht trotzdem einmal ein paar investigative ReporterInnen 
einschlägiger Medien recherchieren, was es mit diesen billigen Lebensmitteln 
auf sich hat? Von welchen Feldern aus strömen sie auf welche Märkte und dann 
über die Ladeluken der WFP-Flugzeuge in welche Länder?  Welche Landwirte 
beteiligt die Welthungerhilfe am Geschäft des Friedens - und welche schließt sie 
aus? … 

Mein Glückwunsch an alle Bauern und Bäuerinnen in allen Ländern! Steckt Euch 
die Medaille an und fragt gelegentlich Euch und andere, ob eigentlich auch Ihr 
ein bisschen mitgemeint gewesen seid beim Friedensnobelpreis 2020.“ 

### 

Neuer Kreisvorstand MSE gewählt 
 

Der Kreisverband Mecklenburgische Seenplatte der Europa-Union 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. hat am 27.10.2020 einen neuen 
Kreisvorstand gewählt. Wir gratulieren: 

- Herrn Christoph Biallas (Kreisvorsitzender) 
- Herrn Reinhard Piesch (stellvertretender Kreisvorsitzender) 
- Frau Dagmar Nischke (Beisitzerin) 
- Frau Annemarie Piesch (Schatzmeisterin) 

und als Kassenprüferinnen wurden gewählt: 
- Frau Dora Holde Dec 
- Frau Marion Lippold 

Allen Gewählten unseren herzlichsten Glückwunsch und viel Kraft und Freude 
beim ehrenamtlichen Engagement für eine tiefere, engere, solidarischere und 
föderative Europäische Union sowie für die Demokratiebildung in unserem 
Land! 
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Ein Brief an die Geschäftsstelle des Bildungsringes 

„Europa MV“ 

 

Leiw Europafrünn in Mäkelnborg-Vörpommern, 

dörch Taufall heff ik bi't Spälen up't Knopbuurd von mienen 
Klappräkner dei Sonnerinformatschon Nr. 2 „Dei Europäisch Union in 
Tieden vonne Coronakris“ funnen, in wecker ok wat von mi ut'e SVZ 
œwernåhmen wür. Gratulatschon dortau, dat dei Eropa-Union MV 'n 
Bidrach up Platt afdruckt un so villicht wat dorför daun will, denn 
Updrach ut uns Lannesverfatung, Artikel 16 (2) ümtausetten, denn 
dor heit dat „Dat Land schützt un föddert dei Pläch vonne 
nedderdüütsche Språk“ un taun annern ok wiesen deit, dat's ok in'n 
Sinn vonne Euro-päisch Charta œwer Minnerheiten- un 
Regionalspråken hanneln kann. Man kann ok up Platt wat œwer 
Poletik schrieben, denn Platt möt nich blot ümmer wat taun 
Schmüstern un Hœgen,sein orrer as Gorch Fock dat eins secht hett, 
Plattdüütsch is för't Hœgen un Hochdüütsch för't Denken taustännig. 
Dat dat nich so is, dorvon kœnen sik dei Europa-frünn' 'n Bild måken, 
wenn's tau Prof disse drei Geschichten in'n Anhang läsen von mi 
läsen warden. 

Wenn Lust an un up Plattdüütsch vörhannen is, denn kann man sik an 
mi wennen, denn man œwer allens up Platt snacken, ok œwer 
Poletik un Weltgschicht. 
 
Hartlich Plattschriewer Behrend Böckmann, 
in't Läben dorvör Dr.sc.paed. 
 
 

***** 

Wir werden sicher auch zukünftig die eine oder andere plattdeutsche 
Äußerung von Dr. Böckmann in unsere Broschüre aufnehmen! 

 
***** 
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 Und noch eine Meldung aus der  
Europäischen Bewegung Deutschland 

zum Redaktionsschluss: 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auch in den kommenden zwei Jahren werden Europa-Union und 

JEF wieder im Vorstand der Europäischen Bewegung 

Deutschland vertreten sein. Bei der Mitgliederversammlung am 

vergangenen Freitag /30. 10. 2020) wurden EUD-Generalsekretär 

Christian Moos und der frühere JEF-Bundesvorsitzende Malte 

Steuber in den neuen EBD-Vorstand um EBD-Präsidentin Dr. Linn 

Selle gewählt. Auch unser wissenschaftlicher Partner, das 

Institut für Europäische Politik (IEP), ist mit seiner Direktorin Dr. 

Katrin Böttger im Vorstand vertreten. Erfreulich ist, dass neben 

der EBD-Präsidentin auch viele weitere Vorstandsmitglieder 

persönlich Mitglied der Europa-Union bzw. JEF sind. 

Mit freundlichen Grüßen 

Birka Meyer-Georges 
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